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Ganztagssituation  -  GEW für einen guten Ganztag 
Nachdem das Staatliche Schulamt Offenbach 2023 alle Grundschulen aufgefordert hat, mindestens das 
Ganztags-Profil 1 umzusetzen, steht für das Schuljahr 2026/27 jetzt der Einstieg in den Rechtsanspruch 
auf eine Ganztagsbetreuung vor der Tür. Das Ziel ist es, noch stärker zu mehr Bildungsgerechtigkeit und 
einer besseren individuellen Förderung für die Schüler*innen sowie zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
für die Eltern beizutragen. 

An vielen Schulen reichen die Angebote nicht aus, um den ab 2026 geltenden Rechtsanspruch auf Ganz-
tagsbetreuung im Rahmen von acht Stunden an fünf Tagen der Woche, sowohl während der Schulzeit, als 
auch in den Ferien umzusetzen. Im Schuljahr 2026/27 soll zunächst für die dann eingeschulten Erstkläss-
ler*innen der Rechtsanspruch gelten. Das Angebot soll sukzessive in den folgenden 3 Jahren erweitert wer-
den, so dass nach 3 Jahren der Rechtsanspruch für die ganze Grundschulzeit gilt. Die Priorität liegt daher 
auf den Grundschulen und nicht auf Haupt-, Real- und Gesamtschulen sowie Gymnasien, die meist ja auch 
jetzt schon ein Ganztagsangebot umsetzten.    

In den Schulen herrscht durch diesen umfangreichen Umbau des Schulsystems aktuell große Unsicherheit, 
wie dieser Rechtsanspruch konkret umgesetzt werden kann. Dies liegt unter anderem daran, dass sich die 
Landesregierung mit ihrem Kultusminister Armin Schwarz bisher sehr bedeckt hält, was die konkreten Um-
setzungshilfen anbelangt. Die Zuständigkeiten werden munter zwischen HMKB (Hessisches Ministerium für 
Kultur, Bildung und Chancen) und Sozialministerium hin- und hergeschoben. Die GEW veranstaltet in Be-
zug auf diese Situation eine landesübergreifende Anhörung am 18.06.25 in Frankfurt. 

Der Gesamtpersonalrat Offenbach hat mit der Amtsleitung mehrere Gespräche geführt und folgende Aus-
künfte erhalten: 

Das Schulamt hat zwei Zuständige für die Arbeit im Ganztag benannt: 

• Für die Stadt Offenbach: Hr. Kracht 

• Für den Landkreis: Fr. Rosbach 

 

 

Kontakt 

Aktuelle Informationen zu Bildungspolitik u. Gewerkschaftsthemen findet ihr hier: www.gew-offenbach.de  

Kontakt zum Gesamtpersonalrat: GPRS.SSA.Offenbach@kultus.hessen.de 

Verantwortlich für das Info: Kirsten Schultheis-Schauer (k.schultheis-schauer@gew-offenbach.de)

GEW-Anhörung zum Thema Ganztag 

https://www.gew-hessen.de/mitmachen/termine/de-
tails/gew-anhoerung-zum-thema-ganztag-am-18-juni-
2025 
Bei Interesse meldet euch bitte bis zum 13. Juni per E-
Mail an: 
geschaeftsfuehrung@gew-hessen.de 
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Aktuell gibt es in Hessen verschiedene Grundschulkonzepte: 

 Profil 1 Profil 2 Profil 3 Pakt für den Nachmit-
tag (jetzt Pakt für den 
Ganztag) 

Dauer 5 Tage 5 Tage 5 Tage 5 Tage 

Zeitrahmen mind. 7 Zeitstunden 

7.30 – 14.30 Uhr 

9 Zeitstunden 

7.30 -16.00 oder 17.00 
Uhr 

9 Zeitstunden 

7.30 -16.00 oder 
17.00Uhr 

7.30-17.00Uhr  

+ Ferienbetreuung 

Bedingungen freiwillige Teilnahmen; 
nach Anmeldung ver-
bindlich 

freiwillige Teilnahmen; 
nach Anmeldung ver-
bindlich 

verpflichtende Teil-
nahme 

freiwillige Teilnahme; 
nach Anmeldung ver-
bindlich 

Ressource mind. 0,5 Stellen bis 
derzeit 11,21% der GUV 

max. 20% der Grundun-
terichtsversorgung in 
Stellen und Mitteln 

GS: bis 30% der Grund-
unterichtsversorgung in 
Stellen und Mitteln; 
VSS-Mitteln 

Sockel: 1 Stelle; ab 106 
SuS greift der Schüler-
faktor (0,0095); 

VSS-Mitteln 

Gremien-beschlüsse SEB: Zustimmung  

GeKo: Anhörung  

SchuKo: Grundsatzent-
scheidung 

SEB: Zustimmung  

GeKo: Anhörung  

SchuKo: Grundsatzent-
scheidung 

SEB: Zustimmung  

GeKo: Anhörung  

SchuKo: Grundsatzent-
scheidung 

SEB: Zustimmung  

GeKo: Anhörung  

SchuKo: Grundsatzent-
scheidung 

Nach Aussage des Schulamts sind derzeit alle Grundschulen mindestens im Ganztags-Profil 1 verortet. 

Mit der Einführung des Rechtsanspruchs werden aber nur noch das Profil 3 und der Pakt für den Ganztag 
als rechtskonform gelten, weil sie verbindlich sind und ein Ferienangebot vorsehen (rechtskonform be-
deutet nur 4 Wochen Ferienschließzeit). 

Viele Schulen reagieren nur zögernd auf die Aufforderung, ihren Ganztag auszuweiten. Da hilft auch die 
Erhöhung der finanziellen Ausstattung beim Pakt für den Ganztag, in dem „Geld-statt-Stelle“ umgesetzt 
werden, nicht: Der Umrechnungswert ist zunächst von 48.000 € auf 50.000 € und zuletzt auf schließlich 
54.000 € erhöht worden.  

Trotzdem wird es noch die anderen Profile geben, diese müssen jedoch, um Rechtskonformität erreichen 
zu können, zusätzliche Angebote bereitstellen (z.B. Ferienangebot über Träger oder kommunale Ange-
bote).  

Bei der Anmeldung eines Kindes für den Ganztag muss von den Eltern ab Schuljahr 2026/27 keine Be-
rufstätigkeit mehr nachgewiesen werden. Jedes Kind darf dann am Ganztagsangebot teilnehmen. Dabei 
legen sich Eltern für mindestens ein halbes Jahr bezüglich der Teilnahme fest (für Schulen müssen Wech-
sel planbar sein). 

Neu gilt jetzt: 

Schulen, die über einen Profilwechsel nachdenken, müssen bis zum 31.10. eines Jahres einen Profil-
wechsel mit seinen entsprechenden Gremienbeschlüssen beim Schulamt beantragen. Das Schulamt 
prüft diesen Antrag und leitet ihn zur weiteren Prüfung an das HMKB weiter.   
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Was sagt die GEW dazu?  

An vielen Schulen werden nun gut funktionierende Systeme zerschlagen und durch billigere Lösungen 
ersetzt, die weniger Qualität aufweisen und welche die Kolleg*innen dann in prekäre Arbeitsverhältnisse 
treiben. Bei Auflösung eines Hortes stellt dies für die Kommunen eine erhebliche Kostenersparnis dar. 
Ausbaden müssen diese Sparmaßnahmen häufig völlig überforderte Systeme mit ihren Lehrkräften, Sozi-
alpädagog*innen, Schulleitungen, sowie unsere Schüler*innen. 

Im Profil 3 und beim Pakt für den Ganztag kann jetzt neu das Ferienangebot auch standortübergreifend 
angeboten werden, z.B. können Fußballcamps, Sprachtrainings, Gemeindeangebote usw. für mehrere 
Schulen im Umkreis ein Ferienprogramm sein. Dabei ist es unerheblich, ob die Schulen, die dieses Ange-
bot dann bewerben, eine „Paktschule“, oder eine „Profilschule“ sind.  

Bei der Zusammenarbeit mit den Kommunen sind zunächst die 
Schüler*innen, deren Eltern den Rechtsanspruch geltend ma-
chen, vorrangig zu behandeln.  

Die Angebote werden vermutlich – wie auch bisher - kosten-
pflichtig sein. Aktuell gibt es für Eltern keine Kostendeckelung 
für Angebote (schon jetzt können zusätzliche Kosten eingefor-
dert werden, wenn das Angebot über das Ganztagsangebot (je 
nach Profil) hinausgeht. 

Was sagt die GEW dazu? 

Für Eltern mit geringem Einkommen heißt dies, dass sie sich eine Ferienbetreuung oft nicht leisten kön-
nen und nach Alternativen suchen müssen. Dies kann nicht im Sinn der ursprünglichen Gesetzgebung 
gewesen sein. Wir als GEW lehnen diese Art der sozialen Benachteiligung ab. 

Mit dem Ganztag soll jetzt vermehrt der Blick auf Bedarfe gerichtet werden. Wenn z.B. Eltern nur bis 14 
Uhr ein Angebot wünschen, dann kann auch nur dieses angeboten werden.  

Klar ist, dass der Rechtsanspruch der Eltern gegenüber den Kommunen mit ihren Schulträgern be-
steht, nicht gegenüber der Schule. 

Damit das neu einzurichtende Ganztagsbetreuungssystem funktioniert, müssen Kooperationsvereinba-
rungen zwischen Schulen und Trägern oder Gemeinden gefunden werden.  

Bezüglich der hohen Belastung der Schulen soll es beim Pakt für den Ganztag eine Kooperation zwischen 
Schule und Betreuungsträger (Fördervereine, AWO, Johanniter, etc.) geben. Das Schulamt betont, dass 
die Schulleitungen nicht mehr, wie bisher in den Ferien anwesend sein müssen, sondern der Betreuungs-
träger dann die Verantwortung in dieser unterrichtsfreien Zeit trage. Dies könne im Kooperationsvertrag 
so festgelegt werden. Der Betreuungsträger erhalte während dieser Zeiten - aus Datenschutzgründen - 
nur begrenzten Zugang zu Schüler*innendaten.  

Über die Koordinationsstunden erhalte entweder die Schulleitung selbst oder eine von ihr benannte Lehr-
kraft bzw. eine Person, die hierfür als Honorarkraft eingestellt wird, ein Deputat. Nutzen könne man hierzu 
jenen Teil der Zuweisungsressource, der in Mittel umgewandelt werden könne. Die Sockelzuweisung liegt 
jedoch nur bei einer Stelle.  
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Die GEW mahnt an 

Wieder einmal soll erst ein ganz neues Konzept geplant und im laufenden Betrieb umgebaut werden. Die 
Entlastung für diese Mammutaufgabe folgt dann erst im Nachhinein und ist aus Sicht der GEW viel zu 
gering angesetzt. Allen Schulen, die sich jetzt auf dem Weg machen, raten wir an ihre Kooperationsver-
träge genau zu prüfen. Es erscheint sinnvoll eine Laufzeit zu definieren, damit dann gegebenenfalls spä-
ter auch nochmal nachverhandelt werden kann, sowie eine Evaluation zu vereinbaren. Klar ist jetzt schon, 
dass sich erst im Laufe der Zeit herausstellen wird, wie gut diese sehr belasteten Ganztagssysteme im 
Alltag dann funktionieren werden. 

 

Im Kreis Offenbach betreut die Trägerorganisation GiP (Ganz-
tagsbetreuung im Pakt) viele Paktschulen und übernimmt admi-
nistrative Aufgaben. Zudem können Ressourcen der GiP an an-
deren Schulen Lücken füllen, indem GiP-Personen dort aushel-
fen, wo Personal fehle.  

Für die Stadt Offenbach gilt dies so nicht. Während sich aktuell 
die Schulen hier selbst eine Trägerorganisation suchen, was zu 
einer erneuten Mehrbelastung der Schulleitungen führte, kün-
digte das Schulamt jetzt an, über die Einrichtung eines zentralen 
Trägers nachzudenken. Dieser könne dann administrative Arbeiten und beratende Aufgaben übernehmen. 
Das bedeutet allerdings auch, dass die Kooperation mit der EKO (Eigenbetrieb Kindertagesstädten Offen-
bach) bis 2026/27 aus Gründen der Kostenersparnis auslaufen wird. In der Vergangenheit wurden vier 
Offenbacher Grundschulklassen bereits am Vormittag von fest angestellten, den Kindern vertrauten Sozi-
alpädagog*innen und Erzieher*nnen  der EKO unterstützt, die dann am Nachmittag eine qualifizierte Be-
treuung anboten. 

Aus Sicht der GEW 

besteht die große Gefahr, dass die Qualität an den Schulen für die Betreuung am Nachmittag zunehmend 
weniger den pädagogischen Ansprüchen, sondern viel mehr den Sparmaßnahmen unterliegt -eine gute 
Ganztagsbetreuung verkommt zur Billigaufbewahrung am Nachmittag. Es ist damit zu rechnen, dass für 
die Nachmittagsangebote zunehmend Kolleg*innen eingestellt werden, die nicht oder nur wenig qualifiziert 
sind und teilweise in prekären Arbeitsverhältnissen tätig sind. Diese Arbeitssituationen führen dann zu 
einer hohen Fluktuation des Personals und kann für die Förderung der Schüler*innen nicht wünschenswert 
sein. 

Aus Sicht des Schulamts ist ein konzeptionelles Umdenken beider Seiten gewünscht (wer auch immer 
für das Erstellen von Konzepten derzeit noch Zeit haben mag…). Es gäbe schon einige gute Beispiele von 
Schulen, an denen die Verzahnung von Schule und Betreuungsressourcen gelänge, und man sei daher 
optimistisch. Es müsse lediglich die Notwendigkeit für eine konstruktive Zusammenarbeit gesehen werden. 
Man sollte wegkommen von dem Gedanken „Meine Kinder am Vormittag; deine Kinder am Nachmittag“. 
In Bezug auf die Personalsituation fragt der Gesamtpersonalrat nach, ob Beschäftigte von Jugendzentren, 
die durch die schulische Betreuungsausweitung tendenziell weniger ausgelastet seien, stattdessen im 
Ganztag aushelfen könnten. Positiv wird bewertet, das pädagogische Mitarbeiter*innen aus Horten durch-
aus im Ganztag eingesetzt werden können. 

Der KV-Offenbach würde sich freuen, 
wenn viele Schulen ihre verhandelten 
Kooperationspläne der GEW zur Ver-
fügung stellen (anonymisiert). Wir be-
richten dann gerne zu einem späteren 
Zeitpunkt über best-practice-Beispiel 
Mail an: k.schultheis-schauer@gew-
offenbach.de 
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Das Schulamt schlägt vor, dass Förderpläne zukünftig vernetzt erstellt werden sollen, damit alle, die für 
das Kind im Laufe des Tages verantwortlich seien, gemeinsam dessen Förderung im Blick behalten kön-
nen. Diese Pläne sollen sich dann sowohl auf den Unterricht am Vormittag als auch auf die sozialen Kom-
petenzen am Nachmittag beziehen. 

Die GEW fordert 

für diese Kooperation zusätzliche Koordinationsstunden auch für Lehrkräfte und nicht nur für das Betreu-
ungspersonal. Zudem sei zu klären, ob ein so umfangreicher Datenaustausch zwischen Schule und Be-
treuung überhaupt rechtlich erlaubt sei. 

Für den Ausbau der Ganztagssysteme sei ferner nochmal darauf hinzuweisen, dass den Lehrkräften und 
den Sozialpädagogischen Fachkräften sowohl ein warmes Mittagessen als auch Ruheräume zustehen. 

GEW-Position für einen guten Ganztag: 

Die GEW setzt sich ein 

• für einen qualitativ hochwertigen Ganztag mit möglichst 

gut ausgebildeten Kräften, die zu fairen Arbeitsbedingun-

gen und mit angemessenen Verträgen arbeiten.  

• für eine Umsetzung des Ganztags, der in Zeiten von 

Lehrkräfte- und Personalmangel nicht auch noch zu einer 

Erhöhung der Arbeitszeit führt. Immer wenn Lehrkräfte 

pädagogisch mit Schüler*innen arbeiten, muss ihnen diese Zeit wie eine Unterrichtsstunde voll 

angerechnet werden! Damit stellt der Einsatz von Lehrkräften in Betreuungsphasen die wohl teu-

erste Form Ganztagsbetreuung dar.         

• gegen die soziale Benachteiligung von Schüler*innen durch hohe Betreuungskosten. Es muss 

vermieden werden, dass einkommensstarke Eltern sich privat in ein qualitativ besseres Betreu-

ungssystem einkaufen. 

• für Planungssicherheit der Schulen. Der Bund, das Land Hessen und die Kommunen müssen 

gemeinsam die zusätzliche finanzielle Belastung stemmen und sich nicht die Zuständigkeiten ge-

genseitig zuschieben. 

• für Transparenz. Alle Entscheidungen bezüglich des Ganztags dürfen nur nach Information und 

Zustimmung aller Gremien und unter Beteiligung der Personalvertretung getroffen werden (s.o.Ta-

belle)! 

Zusammenfassend stellt die GEW fest,  

es ist Aufgabe der Regierung genügend Geld zur Verführung zu stellen, damit unsere Schüler*innen, die 
ja im Grunde unsere Zukunft sichern, gut ausgebildet und gestärkt unsere Schulsysteme verlassen und 
möglichst viele positive gestimmte Lehrkräfte und Sozialpädagisiche Fachkräfte kennengelernt haben, die 
sie auf diesem Weg, gestützt und gefördert haben.  

Wer den Ganztag will, muss ihn auch bezahlen – die Landesregierung steht in der Pflicht, allen Kindern 
unabhängig von Herkunft und Einkommen eine hochwertige, verlässliche und gerechte Bildung zu garan-
tieren! 


